
Gastkommentar

Es gibt in einer Demokratie keine andere Institution mit
höherer Legitimation als das Volk selber und somit des-

sen Entscheide. Soweit staatliche Vertreter Tätigkeiten in
Abweichung des Volkswillens entwickeln, um unsere di-
rekte Demokratie einzuschränken, tun sie dies aus Eigenin-
teresse, Lobbyismus oder ideologischen Gründen. Und ge-
nau das ist in letzter Zeit des Öfteren der Fall – zum Schaden
von uns allen.

Am Modell der Schweizer Demokratie wird seit gerau-
mer Zeit erheblich Kritik geübt, die sich vorletzte Woche in
einem neuen Anlauf bemerkbar machte. Ohnehin erklären
uns seit geraumer Zeit linke Gruppierungen mit elitärem
Auftreten, dass sie zur Gruppe der Wenigen gehörten, die
die Zeichen der Zeit erkannt hätten und darum die direkte
Demokratie in ihrem Sinne einzuschränken sei. 

Allerdings ist man sich in diesen Kreisen noch etwas
uneinig über die Form der Demokratie-Beschränkung: Der
Ständerat will einen „Rat der Weisen“ aus einer kleinen
Gruppe von selbsternannten Experten über Volksinitiati-
ven bestimmen lassen, andere möchten ein Verfassungsge-
richt installieren, wo dann ein Richtergremium die Volks-
initiativen für ungültig erklären kann. Professoren und ih-
re Entourage stellen Forderungen, wonach „Volksabstim-
mungen über „Menschenrechte“ verhindert werden sollen,
weil „die richtige Balance zwischen rechtlicher Expertise
und politischer Verantwortung“ gefunden werden müsse.
Eine solch offene Formulierung führt in die Irre, tatsächlich
geht es um das Durchsetzen anderer politischer Bewertun-
gen. So verkündete auch Islamverbands-Präsident: „Das
Argument, das Volk dürfe alles, ist vollkommen falsch.“
Und ein Rechtsprofessor meint: „Insgesamt läuft die Ent-
wicklung des modernen Völkerrechts heute in Richtung
vermehrter Zwangsdurchsetzung von oben.“ Und wer be-
stimmt dann, was ein Grundwert ist und „von oben“ kom-
men muss? Natürlich die Moslems und die Staatsrechtler…

Aber ist die eingebildete Weltkenntnis und Qualifika-
tion der Rechtsgelehrten dem Urteilsvermögen der Bevöl-

kerung überlegen? Das Völkerrecht wurde nicht von einer
unantastbaren Instanz mit unbezweifelbaren Motiven ge-
schaffen, wie uns die Gilde der Rechtsprofessoren und Ver-
waltungsjuristen, die von dessen Interpretation lebt, glaub-
haft machen will. Grundrechte, in den Revolutionen und
den Weltkriegen als Utopie der Menschheit wahr gewor-
den, sind in den letzten 65 Jahren nicht mehr auf ihre Kern-
aufgabe als Abwehrinstrumente gegen die Staatswillkür
beschränkt, sondern als Sammlung von Privatansprüchen
zur persönlichen Bedürfnisbefriedigung uminterpretiert
worden. Jeder, der sich vom Leben ungerecht behandelt
fühlt, besinnt sich auf seine „Grundrechte“ und hält sie
dem Staat als Forderung entgegen. Diese Hüter des Völker-
rechts sind im Gegenzug immer weniger bereit, wirklichen
Menschenrechtsverletzungen ins Auge zu schauen und
nehmen stattdessen mustergültige Rechtsstaaten wie uns
ins Visier. 

Direkte Demokratie ist eine wertvolle Errungenschaft;
Politiker sehen sich gezwungen, ihre Ansichten zu rechtfer-
tigen, anstatt irgendein „übergeordnetes Recht“ herbei zu
sehnen. Gewinner in der Demokratie schweizerischer Prä-
gung ist, wer über die plausibelsten Argumente verfügt.
Diese herausfordernde Art des Politisierens wirkt Staats-
verdrossenheit entgegen und stellt hohe Ansprüche an ihre
Bürger, die im Gegenzug mehr Stabilität, bessere Kosten-
kontrolle und ein System mit grösserer Glaubwürdigkeit
erhalten. 

Völkerrecht entzieht sich dieser Legitimation. Jede
Volksabstimmung ist ein Gewinn, stärkt die Souverä-
nität. Einschränkungen nützen daher Politikern, dem
Staat selber, den Lobbyisten, und diese tummeln sich auf
internationalem Parkett zuhauf. Auf diese Weise stehlen
sich Tausende von Politikern in Europa und in aller Welt
aus ihrer Rechenschaftspflicht gegenüber ihren Bürgern,
Mitgliedstaaten werden einfach zu Vollstreckern degra-
diert. Das soll der Schweiz nicht noch in verstärktem
Masse passieren.
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